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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

wir freuen uns, dass Ihr Euch unseren aktuellen Newsletter BERLIN AKTUELL zur Lektüre genommen 

habt.  

In dieser Woche wurden im Bundestag diverse Gesetze des Migrationspaketes in letzter Lesung bera-

ten. Die SPD hat seit 20 Jahren für ein modernes Einwanderungsgesetz gekämpft und sich nun endlich 

durchgesetzt: So wird künftig mit dem Ausländerbeschäftigungsgesetz der Zugang zum Arbeitsmarkt 

erleichtert und mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz die Einwanderung von Fachkräften aus dem 

EU-Ausland nach unserem Bedarf geregelt. Menschen, die absehbar für eine längere Zeit in unserem 

Land bleiben werden, sollen mittels Sprach- und Integrationskursen bestmöglich in unsere Gesellschaft 

aufgenommen werden. Wer allerdings kein Bleiberecht oder über seine Herkunft getäuscht hat, muss 

Deutschland wieder verlassen. Dies ist im Geordnete-Rückkehr-Gesetz geregelt.     

Weitere Themen dieser Ausgabe sind die schärfere Kontrolle von Arzneimitteln, um eine bessere Pati-

entensicherheit z. B. bei nach Bedarf hergestellten Krebsarzneimitteln zu gewährleisten. Eine andere 

neue gesetzliche Regelung im Gesundheitswesen betrifft die Ausbildung von Hebammen. Künftig sollen 

sie in einem dualen Studium mit hohem Praxisanteil ausgebildet werden und währenddessen vergütet 

werden. Zudem sollen Auszubildende in Pflegeberufen mehr Gehalt erhalten.  

 

 

 

Wir wünschen viel Freude beim Lesen! 

 

Eure  

 

 

 

 

 

          Bärbel Bas        Mahmut Özdemir 
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Inhaltsverzeichnis 

TOP-THEMA 

Deutschland hat ein modernes Einwanderungsgesetz 
Die Koalition will Zuwanderung steuern und qualifizierte Fachkräfte für den Arbeitsmarkt ge-
winnen. Deshalb öffnet sie den Arbeitsmarkt für alle Fachkräfte aus Drittstaaten mit Berufsaus-
bildung und Hürden  bei der Anerkennung von Berufsqualifikationen und der Visa-Ausstellung 
abbauen. 
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TOP-THEMA 

Bundestag verabschiedet umfassendes Gesetzespaket zu Migration und 
Integration  
Es ist der SPD-Bundestagsfraktion gelungen, mit der Unionsfraktion ein gesetzliches Gesamt-
paket zur Migration und Integration zu schnüren, das die richtige Balance findet zwischen Hu-
manität und Realismus, Idealismus und Pragmatismus, Chancengeben und klaren Regeln. Bei 
den Gesetzesvorhaben konnten wir echte Verbesserungen erreichen und wichtige Erfolge er-
zielen, insbesondere beim Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz, dem Fachkräfteein-
wanderungsgesetz und dem Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung. 
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TOP-THEMA 

Koalition stärkt die Integration und ordnet Rückführungen 
Die SPD-Fraktion steht zu den Menschen, die für absehbare Zeit bei uns sind und sich integ-
rieren wollen. Wer aber kein Bleiberecht hat, über seine Herkunft täuscht oder Straftaten 
begeht, muss Deutschland wieder verlassen. Das Gesetz regelt eine praktikablere Ausgestal-
tung der Vorschriften zur Ausweisung, Abschiebehaft, zum Ausreisegewahrsam und zur vo-
rübergehenden Unterbringung von Abschiebungsgefangenen in Hafteinrichtungen. Die SPD-
Fraktion hat viele geplante Verschärfungen von Innenminister Seehofer (CSU) dabei verhin-
dert; das Resultat ist ausgewogen und an internationalem und europäischem Recht orientiert. 
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GESUNDHEITSPOLITIK  

Mehr Ausbildung, mehr Personal und mehr Geld für Pflege 
Die Koalition will bessere Arbeitsbedingungen in der Pflege. In Zusammenarbeit mit allen Akt-
euren, die professionell mit der Pflege zu tun haben, hat sie deshalb ein Maßnahmenpaket 
vorgestellt, das für mehr Personal und mehr Geld in der Pflege sorgt. Die SPD-Fraktion wird 
ein Gesetz auf den Weg bringen, dass die Möglichkeit eines flächendeckenden Tarifvertrages 
oder eines Pflegemindestlohns eröffnet. Zudem sollen Angehörige von Pflegebedürftigen fi-
nanziell entlastet werden. 
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GESUNDHEITSPOLITIK  

Mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung 
Ein Gesetz soll Arzneimitteltherapien im Sinne der Patientensicherheit verbessern. Der Bund 
soll außerdem künftig mehr Befugnisse bei Arzneimittelrückrufen und den Kontrollen der Her-
steller in Drittstaaten bekommen. 

 

GESUNDHEITSPOLITIK   

Hebammenausbildung künftig duales Studium 
Hebammen werden künftig in einem dualen Studium mit hohem Praxisanteil ausgebildet. Das 
wird die Hebammenausbildung moderner und attraktiver gestalten. 
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TOPTHEMA 

DEUTSCHLAND HAT EIN MODERNES EINWANDERUNGSGESETZ 

Die SPD-Fraktion hat mehr als 20 Jahre darum gekämpft, die Union war immer dagegen, doch jetzt ist es da: 

Deutschland hat ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Das hat der Bundestag am Freitag mit den Stimmen der 

SPD-Fraktion und der Union verabschiedet. Damit wird erstmals die Einwanderung in den Arbeitsmarkt nicht nur 

für Hochqualifizierte, sondern auch für alle Fachkräfte mit Berufsausbildung geöffnet und effektiv gesteuert. 

Denn klar ist: Zusätzliche Fachkräfte sind ein Fundament für unseren künftigen wirtschaftlichen Erfolg und ga-

rantieren so soziale Sicherheit für alle in Deutschland. Die Koalition schafft nun klare Regeln, wer aus Drittstaaten 

(Staaten, die nicht zum europäischen Wirtschaftsraum gehören) kommen kann, und wer bleiben darf. 

In vielen Branchen und Regionen gibt es Vollbeschäftigung. Schon jetzt sind 1,6 Millionen Stellen längerfristig 

unbesetzt – Tendenz steigend. Service- und Versorgungsdienstleistungen, etwa in der Pflege, Medizin und Hand-

werk, werden vor allem auf dem Land ein immer knapperes Gut. Deutschland braucht zusätzliche Fachkräfte. 

Weshalb die SPD-Fraktion bereits das Qualifizierungschancengesetz auf den Weg gebracht hat, das die Weiter-

bildung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Strukturwandel (Kohleausstiegsregionen) fördert und 

sich für die richtigen Rahmenbedingungen einsetzt, zum Beispiel die Vereinbarkeit von Beruf und Familie oder 

die Eröffnung neuer Perspektiven für Langzeitarbeitslose. 

Öffnung des Arbeitsmarktes 

Wegen der alternden Gesellschaft werden diese Maßnahmen allerdings nicht ausreichen. Aus diesem Grund öff-

net die Koalition den deutschen Arbeitsmarkt erstmals vollständig auch für Menschen mit einer Berufsausbildung 

aus Drittstaaten. Wer ein konkretes Jobangebot hat und eine Qualifikation besitzt, die ihn zur Ausübung dieser 

Beschäftigung befähigt, kann zukünftig langfristig in Deutschland bleiben. Die bislang notwendige Vorrangprü-

fung (gibt es bevorrechtigte Bewerber für eine Beschäftigung auf dem Arbeitsmarkt, etwa Deutsche, EU-Bürger 

oder Personen, die eine Niederlassungs- bzw. Aufenthaltserlaubnis haben?) fällt weg, kann aber bei Verschlech-

terung der Arbeitsmarktlage wieder eingeführt werden. Hindernisse bei der Anerkennung ausländischer Berufs-

qualifikationen sollen abgebaut werden. Zum Beispiel soll der Aufenthalt zur Nachqualifizierung und Anerken-

nung einer im Ausland erworbenen Ausbildung jetzt schon möglich sein, wenn bereits ein Beschäftigungsverhält-

nis besteht und nur noch geringe, insbesondere berufspraktische Teile zur Anerkennung fehlen. 

Die Erwerbszuwanderung wird außerdem effizienter gestaltet, indem die Länder mindestens eine zentrale Aus-

länderbehörde je Land einrichten sollen. Arbeitgeber sollen dort die Möglichkeit haben, ein „beschleunigtes 

Fachkräfteverfahren“ zu nutzen, dass das bisher aufwändige Visa-Verfahren deutlich verkürzt. So baut die SPD-

Fraktion Hürden ab, damit die dringend benötigten Fachkräfte schneller einreisen können und somit auch schnell 
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die Chance bekommen, sich ein Leben in unserer Gemeinschaft aufbauen zu können. 

Arbeitsplatzsuche auch in Deutschland 

Die Arbeitsplatzsuche vor Ort stand bisher nur Akademikern offen. Jetzt sollen auch Fachkräfte mit abgeschlos-

sener Berufsausbildung für bis zu sechs Monate einen Aufenthalt zur Arbeitsplatzsuche erhalten – solange sie 

über eine anerkannte Qualifikation, ausreichende Deutschkenntnisse und einen gesicherten Lebensunterhalt 

verfügen. Während dieser Zeit kann auch eine Probearbeit bis zu zehn Wochenstunden, etwa in Form eines Prak-

tikums, ausgeübt werden. Darüber hinaus schafft das Gesetz die Möglichkeit, auch zur Suche eines Ausbildungs-

platzes nach Deutschland zu kommen. Voraussetzungen sind hier neben der vollständigen Lebensunterhaltssi-

cherung gute deutsche Sprachkenntnisse (Niveau B2), die Nicht-Vollendung des 25. Lebensjahres und ein Ab-

schluss, der zu einem (Fach-)Hochschulzugang in Deutschland oder in demjenigen Staat führt, indem der Schul-

abschluss erworben wurde. Fachkräfte, die über 45 Jahre alt sind, müssen nachweisen, dass sie über eine ange-

messene Altersvorsorge verfügen. Schließlich will die Koalition nicht, dass sie bei der Rente auf das Sozialamt 

angewiesen sind. 

BUNDESTAG VERABSCHIEDET UMFASSENDES GESETZESPAKET ZU MIGRATION UND INTEGRATION 

Der Bundestag hat am Freitag die zentralen Weichen für eine humanitäre Flüchtlings- und eine moderne Einwan-

derungspolitik gestellt. Sieben Vorhaben wurden im Bereich Migration und Integration beschlossen. In dem Ge-

setzespaket sind der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes, der Ent-

wurf eines Gesetzes zur Entfristung des Integrationsgesetzes, der Entwurf eines Zweiten Datenaustauschverbes-

serungsgesetzes, der Entwurf eines Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetzes, der Entwurf eines Fachkräf-

teeinwanderungsgesetzes, der Entwurf eines Gesetzes über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung und der 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht (Geordnete-Rückkehr-Gesetz) 

gemeinsam verhandelt worden. 

Generell gilt: Diejenigen, die Schutz benötigen, bekommen ihn. Ihnen eröffnet die Koalition frühzeitig und um-

fassend den Zugang zu Sprach- und Integrationskursen und zum Arbeitsmarkt. So können sie Deutsch lernen, 

arbeiten gehen oder eine Ausbildung beginnen. Damit ebnen wir ihnen den Weg, ein Teil unserer Gesellschaft zu 

werden. Neben dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das auf massiven Druck der SPD-Bundestagsfraktion be-

schlossen wurde, und dem so genannten Geordnete-Rückkehr-Gesetz sind es vor allem folgende Vorhaben, die 

die Integrationspolitik voranbringen: 

Reform des Asylbewerberleistungsgesetzes 

Mit der Reform werden die Leistungen des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) für Menschen im Asylver-

fahren neu berechnet. Die Bedarfe im AsylbLG werden vergleichbar mit der Sozialhilfe berechnet, legen aber die 

Annahme zugrunde, dass die Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG sich nur vorübergehend in Deutschland 
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aufhalten. Die Bedarfe verringern sich beispielsweise bei der Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften um 

die Kosten für die Wohnungsausstattung. Das wird in Zukunft auch für den Bedarf für Strom und Wohnungsin-

standhaltung gelten, sodass der jeweils anzuerkennende Bedarf entsprechend niedriger ist. Aber: So sinken zwar 

die Geldleistungssätze, materiell werden die Leistungen allerdings voll erbracht. Ganz wichtig: Mit der Anpassung 

werden Leistungsberechtigte materiell nicht schlechter gestellt. 

Daneben schafft die Koalition einen Freibetrag für Einnahmen aus ehrenamtlicher Tätigkeit: Engagiert sich ein 

Asylsuchender ehrenamtlich und bezieht Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, werden Einnahmen 

aus diesem Engagement nicht auf AsylbLG-Leistungen angerechnet. Ein klares Signal: Wer sich einbringt in unsere 

Gesellschaft, wird gefördert und belohnt. 

Und: Mit der Reform des Asylbewerberleistungsgesetzes schließt der Gesetzgeber eine gravierende Förderlücke: 

Bisher gibt es eine Lücke in der Unterstützung für studier- und ausbildungswillige Asylbewerberinnen, Asylbe-

werber und Geduldete. Nach Ablauf der Aufenthaltsdauer von 15 Monaten werden die Leistungssätze im AsylbLG 

so berechnet wie in der Sozialhilfe (Sozialgesetzbuch XII). Wer sich in einer Ausbildung befindet oder ein Studium 

absolviert und auf finanzielle Unterstützung angewiesen ist, muss anstelle von Sozialhilfe eine Ausbildungsförde-

rung (Bafög oder Berufsausbildungsbeihilfe) beantragen. Sie steht allerdings vielen Geflüchteten gar nicht offen. 

So fallen sie in eine „Förderlücke“, in der keines der Sicherungssysteme greift. Diese Lücke führt bislang aus fi-

nanziellen Gründen häufig zu Studien- und Ausbildungsabbrüchen. Damit wird jetzt Schluss sein. In Zukunft sind 

sie auch nach dem 15. Monat weiter anspruchsberechtigt. Das hat die SPD-Fraktion durchgesetzt. 

Entfristung des Integrationsgesetzes 

Wesentliche Regelungen des Integrationsgesetzes von 2016 waren befristet und würden im Sommer dieses Jah-

res auslaufen – darunter der Wegfall der Vorrangprüfung für Geduldete und Gestattete sowie die Wohnsitzre-

gelung. Diese Regelungen werden nun entfristet. Per Verordnung der Bundesregierung wird die Vorrangprüfung 

für Geduldete und Gestattete dauerhaft ausgesetzt. Das Parlament hat jetzt ein Gesetz beschlossen, mit dem die 

Wohnsitzregelung entfristet wird. Die Wohnsitzregelung verpflichtet anerkannte Asylbewerber, für drei Jahre ab 

Anerkennung ihren Wohnsitz in dem Land zu nehmen, in das sie zur Durchführung ihres Asylverfahrens oder im 

Rahmen ihres Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden sind. Die Betroffenen unterliegen aber keiner Residenz-

pflicht, d. h. sie können sich im gesamten Bundesgebiet frei bewegen. Außerdem greift die Wohnsitzregelung 

nicht bzw. wird wieder aufgehoben bei Beschäftigung, Studium oder Ausbildung. Im Zuge dessen wird auch die 

ebenfalls mit dem Integrationsgesetz eingeführte Haftungsbeschränkung der Verpflichtungsgeber für den Le-

bensunterhalt eines Ausländers auf drei statt fünf Jahre für vor dem 6. August 2016 abgegebene Verpflichtungs-

erklärungen entfristet. 

Zweites Datenaustauschverbesserungsgesetz 
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Mit dem Datenaustauschverbesserungsgesetz wurde 2016 die Grundlage geschaffen, Asyl-und Schutzsuchende 

sowie Ausländerinnen und Ausländer, die unerlaubt nach Deutschland einreisen oder sich unerlaubt aufhalten, 

frühzeitig zentral zu registrieren sowie die Daten den öffentlichen Stellen im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung 

zur Verfügung zu stellen. Mit dem Zweiten Datenaustauschverbesserungsgesetz ertüchtigt der Gesetzgeber nun 

das Ausländerzentralregister (AZR). Alle relevanten Behörden können künftig unkomplizierter auf das AZR zugrei-

fen. Die Nutzung der AZR-Nummer wird den öffentlichen Stellen im Datenaustausch untereinander zum Zweck 

der eindeutigen Zuordnung ermöglicht, bis zur Erteilung einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum 

Daueraufenthalt-EU. 

Wichtig: Verbesserungen hat die SPD-Fraktion im parlamentarischen Verfahren insbesondere an zwei Stellen er-

reicht: Bei der Durchführung erkennungsdienstlicher Maßnahmen und der Abnahme von Fingerabdrücken bei 

Minderjährigen bleibt es zwar auch mit Blick auf die Entwicklung europäischer Regelungen bei der Herabsenkung 

des Alters von 14 auf sechs Jahre. Um datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten bei den automatisierten Abruf-

möglichkeiten Rechnung zu tragen, unrechtmäßige Abrufe zu verhindern und die automatisierten Abrufe besser 

kontrollieren zu können, hat die abrufende Stelle in Abstimmung mit der oder dem jeweiligen Datenschutzbe-

auftragten ein Berechtigungskonzept vorzusehen. 

Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz 

Durch das Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz schafft die Koalition zunächst eine bessere Ausbildungsför-

derung für alle Ausländerinnen und Ausländer. Bisher ist der Zugang zur Förderung von Berufsausbildung und 

Berufsausbildungsvorbereitung im Sozialgesetzbuch II und Sozialgesetzbuch III deutlich eingeschränkt und an Be-

dingungen, beispielsweise Staatsangehörigkeit, Aufenthaltsstatus oder Voraufenthaltszeiten geknüpft. Künftig 

wird die Förderung von Berufsausbildungsvorbereitung und Berufsausbildung weitgehend unabhängig von auf-

enthaltsrechtlichen Vorgaben geregelt und für Ausländerinnen und Ausländer deutlich geöffnet. Des Weiteren 

können Geflüchteten, bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt in Deutschland zu erwarten ist, 

bestimmte Leistungen der aktiven Arbeitsförderung (zum Beispiel Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen 

Eingliederung, Leistungen aus dem Vermittlungsbudget, Potenzialanalyse) bereits im Vorfeld eines Arbeitsmarkt-

zugangs gewährt werden. Diese Regelung soll entfristet und systematisch in die allgemeinen Regelungen inte-

griert werden. 

Zudem erweitert die Koalition die Möglichkeiten für Gestattete (d. h. im Asylverfahren befindliche Menschen) 

und Geduldete (d. h. zumeist nach abgelehntem Asylantrag, aber vorüber-gehender Aussetzung der Abschie-

bung), an Integrations- und (berufsbezogenen) Sprachkursen teilzunehmen. Denn für die SPD-Fraktion steht fest: 

Wer auf absehbare Zeit bei uns bleiben wird, soll nicht beschäftigungslos und passiv sein, sondern die Möglichkeit 

bekommen, unsere Sprache zu lernen, sich einzubringen und in unserer Gesellschaft und auf dem Arbeitsmarkt 

Fuß zu fassen. Darüber hinaus schafft die Koalition die gesetzliche Grundlage dafür, dass das Arbeitslosengeld 
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bei Teilnahme an Integrationskursen und an berufsbezogener Deutschsprachförderung anders als bisher fortge-

zahlt werden kann. Voraussetzung ist, dass die Agentur für Arbeit feststellt, dass die Teilnahme für eine dauer-

hafte berufliche Eingliederung notwendig ist. Selbstverständlich ist dann auch die Teilnahme an diesen Kursen 

verpflichtend. 

In den Verhandlungen hat die SPD-Fraktion hier Verbesserungen für die sich bereits in Deutschland befindlichen 

Menschen im Asylverfahren durchgesetzt. So eröffnet die Koalition den Zugang zu Integrationskursen und zur 

berufsbezogenen Sprachförderung für alle arbeitsmarktnahen Gestatteten, die bis zum 1. Juli 2019 eingereist 

sein werden, bereits nach drei Monaten. Bei Frauen mit Erziehungspflichten ist das Kriterium „Arbeitsmarktnähe“ 

nicht erforderlich. Im Gesetzentwurf der Bundesregierung war der Zugang erst nach neun Monaten vorgesehen. 

Nach diesem Stichtag erhalten allerdings nur noch Gestattete mit guter Bleibeperspektive (nach neun Monaten 

Vorgestattungszeit) oder nur nach positivem Bamf-Entscheid Zugang. Alle Geduldeten und Gestatteten, die zum 

1. Juli 2019 eingereist sein werden, werden bereits nach drei Monaten Zugang zur assistierten Ausbildung und 

zu berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen erhalten. Nach diesem Stichtag erhalten Gestattete diesen Zu-

gang wie im Gesetzentwurf vorgesehen nach 15 Monaten, Geduldete nach neun Monaten. 

Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 

Mit dem Entwurf eines Gesetzes über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung bekommen gut integrierte Ge-

duldete, die unsere Sprache sprechen, eine Ausbildung machen oder arbeiten, eine verlässliche Bleibeperspek-

tive. Wesentliche Voraussetzungen der bereits bestehenden Ausbildungsduldung (3+2-Regelung) werden gesetz-

lich konkretisiert, um endlich eine bundeseinheitliche Anwendungspraxis zu erreichen. Zudem werden in die 

Ausbildungsduldung staatlich anerkannte Helferausbildungen einbezogen, soweit darauf eine qualifizierte Aus-

bildung in einem Mangelberuf folgt. Darüber hinaus werden mit der neu geschaffenen Beschäftigungsduldung 

klare Kriterien für einen verlässlichen Status Geduldeter definiert, die durch ihre Erwerbstätigkeit ihren Lebens-

unterhalt sichern und gut integriert sind. Mit der dreißigmonatigen Beschäftigungsduldung erhalten Arbeitgeber 

sowie Geduldete und ihre Familien Rechtsklarheit und Rechtssicherheit. Bisher wäre die Beschäftigungsduldung 

zum 1. Juli 2022 ausgelaufen. Die SPD-Fraktion hat durchgesetzt, die Geltungsdauer bis zum 31. Dezember 2023 

zu verlängern. Gleichzeitig gibt es einen Stichtag: Eine Beschäftigungsduldung können alle erhalten, die bis zum 

31. August 2018 eingereist sein werden und die weiteren Voraussetzungen der Beschäftigungsduldung erfüllen 

(u. a. seit zwölf Monaten im Besitz einer Duldung, seit 18 Monaten eine sozialversicherungspflichtige Beschäfti-

gung mit einer regelmäßigen Arbeitszeit von mindestens 35 Stunden pro Woche). Durch diese Stichtagsregelung 

in Verbindung mit der Verlängerung der Geltungsdauer wird der Kreis derjenigen erweitert, die von einer Be-

schäftigungsduldung profitieren können. Bei der Ausbildungsduldung haben die Sozialdemokraten durchgesetzt, 

die Vorduldungszeit deutlich zu reduzieren. Geduldete können eine Ausbildungsduldung künftig bereits erhalten, 

wenn sie seit drei Monaten im Besitz einer Duldung sind. Im Gesetzentwurf der Bundesregierung war das erst 
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nach sechs Monaten vorgesehen. Das schafft Sicherheit für Geduldete und Unternehmen zugleich. 

KOALITION STÄRKT DIE INTEGRATION UND ORDNET RÜCKFÜHRUNGEN 

Die SPD-Fraktion setzt sich dafür ein, die Integrationschancen für alle Menschen zu stärken, die absehbar längere 

Zeit bei uns sind. Klar ist aber auch: Wer unter keinen Umständen ein Bleiberecht hat oder über seine Herkunft 

täuscht, muss Deutschland wieder verlassen. Mit dem Zweiten Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreise-

pflicht (Geordnete-Rückkehr-Gesetz), das der Bundestag am Freitag in namentlicher Abstimmung beschlossen 

hat, sollen Ausreisepflichtige einfacher danach unterschieden werden können, ob sie unverschuldet an der Aus-

reise gehindert sind oder ob sie selber die Durchsetzung ihrer Ausreisepflicht verhindern. Für die SPD-Fraktion 

ist klar: Diejenigen, die Schutz brauchen, bekommen ihn. Ihnen eröffnet die Koalition frühzeitig und umfassend 

den Zugang zu Sprach- und Integrationskursen und zum Arbeitsmarkt. So können sie Deutsch lernen, arbeiten 

gehen oder eine Ausbildung beginnen. Das ebnet ihnen den Weg, ein Teil unserer Gesellschaft zu werden. 

Gleichzeitig gilt: Wer nicht als Asylsuchender anerkannt wird und unter keinen Umständen ein Bleiberecht hat, 

muss unser Land verlassen. Auch das gehört zu einer humanitären Flüchtlingspolitik. Nur so kann – und nur so 

wird – die Aufnahme Schutzsuchender in der breiten Bevölkerung dauerhaft Akzeptanz und Anerkennung finden.  

Maßnahmen bei ungeklärter Identität 

Derzeit sind rund 235.000 Menschen in Deutschland vollziehbar ausreisepflichtig. Das bedeutet nicht automa-

tisch, dass diese Menschen auch abgeschoben werden (können). Denn rund 180.000 von ihnen besitzen aus 

verschiedenen Gründen eine Duldung. Das heißt: Ihr Aufenthalt ist zwar nicht rechtmäßig, die Abschiebung al-

lerdings ausgesetzt. Das kann verschiedene Gründe haben: Die Geduldeten können aus gesundheitlichen Grün-

den nicht reisefähig sein, einer Ausbildung in Deutschland nachgehen („3+2-Regelung“) oder in ihrem Heimat-

land von Gewalt, Verfolgung und Folter bedroht sein. Darunter sind aber auch Menschen, die nur deshalb nicht 

abgeschoben werden können, weil Pässe fehlen oder ihre Identität ungeklärt ist. Diese Abschiebungshindernisse 

sollen mit dem Geordnete-Rückkehr-Gesetz beseitigt werden. Für Personen, die über ihre Identität getäuscht, 

falsche Angaben gemacht oder nicht zu einer zumutbaren Passbeschaffung beigetragen haben wird eine „Dul-

dung für Personen mit ungeklärter Identität“ eingeführt. Mit dieser Form der Duldung gehen ein Verbot der 

Erwerbstätigkeit und eine Wohnsitzauflage einher, wie sie das Gesetz in solchen Fällen auch heute schon teil-

weise vorsieht. Zudem wird die in diesem Status verbrachte Zeit nicht als Duldungszeit angerechnet. Sobald sich 

die Betroffenen entscheiden, die ‚zumutbaren Handlungen‘ für die Passbeschaffung zu erfüllen, wird ihnen wie-

der eine Duldung ohne Zusatz ausgestellt. Zudem können Ausreisepflichtige nach Aufforderung der Ausländer-

behörden durch eine eidesstattliche Versicherung glaubhaft machen, dass sie alle Handlungen zur Passbeschaf-

fung vorgenommen haben. Damit gelten ihre Pflichten als erfüllt und sie können eine Beschäftigungserlaubnis 

erhalten und von Bleiberechtsregelungen profitierten. 
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Keine Kriminalisierung 

Das SPD-geführte Bundesjustizministerium unter Katarina Barley hat hier stark verhandelt und im Vergleich zum 

Gesetzentwurf des Innenministeriums wesentliche Verbesserungen erreicht. Insbesondere wurde verhindert, ei-

nen neuen Status unterhalb der Duldung („Duldung light“) einzuführen. Helferkreise, NGO und Zivilgesellschaft 

werden für ihren Einsatz gegen Abschiebungen ausdrücklich nicht kriminalisiert. Deswegen war die Unionsfrak-

tion mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung massiv unzufrieden. In den Verhandlungen hat sie weitrei-

chende Änderungen und Verschärfungen gefordert, zum Beispiel eine Ausweitung der Sicherungshaft von drei 

auf sechs Monate oder eine Ingewahrsamnahme allein beim Überschreiten der Ausreisefrist. Das hätte Haftmög-

lichkeiten massiv ausgeweitet. Das hat die SPD-Fraktion verhindert und abgewendet.  

Räumliche Trennung in Justizvollzugsanstalten 

Ganz wichtig: Die Behauptungen, Abschiebegefangene kämen zusammen mit Straftätern in den Knast, stimmen 

nicht. Es handelt sich nur darum, dass sie auf dem Grundstück der Justizvollzugsanstalt untergebracht werden 

können – sie müssen räumlich getrennt bleiben. Die Regelung ist befristet für drei Jahre, bis die Bundesländer 

weitere Abschiebehaftplätze geschaffen haben. Falls Familien betroffen sind, müssen sie getrennt von den übri-

gen Abschiebungsgefangenen untergebracht werden; ebenso ist ihnen ein angemessenes Maß an Privatsphäre 

zu gewährleisten. Auch die Prüfung und Entscheidung, ob eine Unterbringung in einer Haftanstalt in einem kon-

kreten Einzelfall, beispielsweise bei vulnerablen Gruppen (Schwangere, Ältere, Menschen mit Behinderungen 

etc.), zumutbar beziehungsweise zulässig ist, muss weiterhin erfolgen. 

Künftig wird es möglich sein, Wohnungen zum Zweck der Abschiebung zu betreten und zu durchsuchen. In Län-

dern wie Bayern und Baden-Württemberg bestehen diese Möglichkeiten bereits jetzt. Dafür schafft das verab-

schiedete Gesetz nun eine bundesgesetzliche Grundlage. Aber: Die Unverletzlichkeit der Wohnung ist verfas-

sungsrechtlich geschützt. Deswegen hat die SPD-Fraktion durchgesetzt: Zwischen Betreten und Durchsuchen 

muss strikt getrennt werden. Eine Durchsuchung kann und darf es nur mit richterlichem Beschluss geben. Perso-

nen, die wegen Sozialleistungsbetrug oder Verstößen gegen das Betäubungsmittelgesetz zu einer Freiheitsstrafe 

von mindestens einem Jahr verurteilt wurden, sollen leichter ausgewiesen werden können. 

GESUNDHEITSPOLITIK 

MEHR AUSBILDUNG, MEHR PERSONAL UND MEHR GELD FÜR PFLEGE 

Die Bundesregierung will grundlegend bessere Arbeitsbedingungen in der Pflege erreichen, um mehr Menschen 

für Pflegeberufe zu gewinnen. Denn Pflegeberufe gehören zu den anstrengendsten und verantwortungsvollsten 

überhaupt. 

Am Dienstag haben Arbeitsminister Hubertus Heil, Familienministerin Franziska Giffey (beide SPD) und Gesund-
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heitsminister Jens Spahn (CDU) ein Maßnahmenpaket vorgestellt, dass sie im Rahmen der so genannten Konzer-

tierten Aktion Pflege (KAP) gemeinsam mit Verbänden, Pflege- und Krankenkassen, Kirchen, Sozialpartnern, der 

Bundesagentur für Arbeit (BA) und anderen Experten erarbeitet haben. 

Mit der KAP will die Koalition erreichen, dass jeder sich sicher sein kann: Wenn ich krank oder pflegebedürftig 

werde, werde ich gut versorgt. Das ist Aufgabe des Sozialstaats und geht nur, wenn die Pflegerinnen und Pfleger 

ihre Arbeit gut schaffen können. Dafür braucht es mehr Personal, mehr Ausbildung und höhere Löhne. Denn der 

aktuelle Zustand der Pflege, gerade in der Altenpflege, kann nicht so bleiben: Zeitdruck, schwere Arbeit, fehlen-

des Personal – das geht an den Pflegenden nicht spurlos vorbei. Die bisherige Bezahlung und die Arbeitsbedin-

gungen spiegeln nicht die notwendige Wert-schätzung für diese psychisch und physisch anspruchsvolle Tätigkeit 

wider. 

Arbeitsbedingungen sollen verbessert werden 

Die Arbeitsbedingungen für Pflegekräfte sollen schnell und spürbar besser werden: Durch mehr Ausbildung, 

mehr Personal und mehr Geld. Bundesweit soll nach Tarif bezahlt werden, ein am Bedarf orientierter Personal-

schlüssel soll eingeführt, die Anwerbung ausländischer Pflegekräfte beschleunigt und die Zahl der Auszubilden-

den und Ausbildungseinrichtungen gesteigert werden. Damit erhält die Arbeit in der Pflege endlich die Wert-

schätzung, die sie verdient. 

Die BA wird über Umschulungen, Nachqualifizierungen, Unterstützung während einer Ausbildung oder Anwer-

bungsprogramme im Ausland dazu beitragen, mehr Menschen für den Pflegeberuf zu gewinnen. Pflegeeinrich-

tungen und Krankenhäuser sollen zudem höhere Arbeitsschutzstandards und bessere betriebliche Gesundheits-

förderung umsetzen. Auch die SPD-Bundestagsfraktion wird gesetzgeberisch tätig werden. Mit dem Gesetz für 

bessere Löhne in der Pflege wird die Grundlage geschaffen, Entlohnung und Arbeitsbedingungen sowie Rahmen-

bedingungen für die Pflege zu verbessern. 

Tarifverträge oder Pflegemindestlohn 

Dafür kommen zwei Instrumente in Frage: allgemeinverbindliche Tarifverträge oder ein höherer Pflegemindest-

lohn. Mit dem Gesetz stehen beide Wege offen. Nun entscheiden die Sozialpartner, welchen Weg sie gehen. Die 

angekündigte Gründung eines entsprechenden Arbeitgeberverbandes ist dabei ein wichtiger erster Schritt. Ge-

werkschaften und Arbeitgeber werden jetzt verhandeln und sich für einen der zwei Wege entscheiden müssen. 

Vor allem diese Fortschritte für bessere Bezahlung in der Pflege sind ein entscheidendes Puzzleteil, um den Teu-

felskreis aus schlechten Arbeitsbedingungen und Personalmangel zu durchbrechen. 

Darüber hinaus will die SPD-Fraktion spürbare Erleichterungen für die Angehörigen von Pflegebedürftigen durch-

setzen. Bislang mussten Angehörige, meist Kinder pflegebedürftiger Eltern, die Hilfe zur Pflege erhalten, für den 

Unterhalt ihrer Eltern aufkommen. Das soll sich ändern. Mit dem Angehörigenentlastungsgesetz wird erst ab 
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einem Jahreseinkommen von 100.000 Euro auf das Einkommen von Kindern zurückgegriffen. Künftig gilt diese 

100.000-Euro-Grenze dann für alle Leistungen in Sozialhilfe und Eingliederungshilfe. In der Eingliederungshilfe 

wird der Unterhaltsrückgriff gegenüber Eltern volljähriger Kinder sogar vollständig entfallen. 

MEHR SICHERHEIT IN DER ARZNEIMITTELVERSORGUNG 

Am Donnerstag hat das Parlament in 2./3. Lesung ein Gesetz für mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung 

beschlossen. Die reibungslose und sichere Versorgung von Patientinnen und Patienten mit Arzneimitteln muss 

eine Selbstverständlichkeit sein. Das Gesetz soll Arzneimitteltherapien im Sinne der Patientensicherheit verbes-

sern. Dazu werden unter anderem Aufsicht und Kontrolle von Apotheken bei der Herstellung und Abgabe von 

Krebsarzneimitteln deutlich verschärft und die Herstellung von verschreibungspflichtigen Arzneimitteln durch 

Heilpraktiker eingeschränkt. 

So kann das Bundesgesundheitsministerium beispielsweise künftig die Herstellung von Arzneimitteln verbieten, 

wenn sie nicht den Anforderungen des Arzneimittelgesetzes entsprechen. Der Bund soll außerdem künftig mehr 

Befugnisse bei Arzneimittelrückrufen und den Kontrollen der Hersteller in Drittstaaten bekommen. Für Versi-

cherte wird außerdem die Zuzahlung entfallen, wenn ein Arzneimittel wegen Qualitätsmängeln zurückgerufen 

wird. Außer-dem soll der Therapiewechsel bei Cannabis als Medizin erleichtert und entbürokratisiert werden. 

Der Gesetzentwurf sieht darüber hinaus einen Fahrplan zur Einführung des elektronischen Rezepts vor, das die 

Versorgung der Patientinnen und Patienten mit notwendigen Arzneimitteln erleichtern und modernisieren wird. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat im parlamentarischen Verfahren erreicht, dass die Förderung von importierten 

Arzneimitteln deutlich eingeschränkt wird und im Jahr 2021 erneut auf dem Prüfstand steht. Die SPD-Abgeord-

neten sind wie die große Mehrheit der Experten der Überzeugung, dass die sogenannte Importförderung per-

spektivisch ihren Dienst für die gesetzlichen Krankenversicherungen getan hat und zum Jahr 2022 endgültig aus-

laufen kann. 

HEBAMMENAUSBILDUNG KÜNFTIG DUALES STUDIUM 

Der Deutsche Bundestag hat am Freitag in erster Lesung über einen Gesetzentwurf zur Reform der Hebammen-

ausbildung beraten. Das Gesetz der Koalitionsfraktionen soll die Hebammenausbildung moderner und attraktiver 

gestalten. Hebammen helfen bei einem guten Start ins Leben und leisten eine für unsere Gesellschaft unverzicht-

bare Arbeit. Eine flächendeckende und qualitativ hochwertige Hebammenversorgung ist für die SPD-Fraktion 

dementsprechend ein wichtiges Anliegen. Künftig werden an-gehende Hebammen in einem neuen dualen Stu-

diengang mit hohem Praxisanteil ausgebildet.  

Das duale Studium (verbindet praktische und akademische Anteile) soll mindestens sechs und höchstens acht 

Semester dauern und wird mit einem Bachelor und einer staatlichen Prüfung abgeschlossen. Dieser Abschluss ist 

künftig Voraussetzung, um die Berufsbezeichnung „Hebamme“ führen zu dürfen. Die angehenden Hebammen 



 

13 

erhalten während des gesamten Studiums eine Vergütung. Auf-nehmen kann das Studium grundsätzlich jeder, 

der oder die eine zwölfjährige allgemeine Schulausbildung oder eine abgeschlossene Ausbildung in einem Pfle-

geberuf hat. 

Auch darüber hinaus besteht Reformbedarf: Das ursprüngliche Hebammengesetz stammt aus den 1980er-Jahren 

und entspricht nicht mehr den Anforderungen an eine zeitgemäße Hebammenausbildung. Die Lehrpläne werden 

deshalb an die heutigen Bedürfnisse angepasst und sollen die Hebammen zudem in der Zusammenarbeit mit 

anderem medizinischen Fachpersonal stärken. Mit dieser Ausbildungsreform wird zugleich die Berufsanerken-

nungsrichtlinie der Europäischen Union umgesetzt. Das Gesetz soll Anfang 2020 in Kraft treten. 


